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Die Abgeordneten zum Nationalrat Wabl und Freunde haben am 5. April 

1990 an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage mit der Nr. 

5364/J betreffend geplanter Hochwasser-Schutzdamm HQI00 zwischen 

Wilfleinsdorf und Bruck gerichtet. Diese Anfrage beehre ich mich wie 

folgt zu beantworten: 

Zur Sicherstellung des Hochwasserschutzes für Bruck/Leitha, 

Bruckneudorf und Wilfleinsdorf wurde im Wege der Auftragsverwaltung 
des Bundes von der Bundeswasserbauverwaltung Niederösterreich ein 

Projekt ausgearbeitet. Die mit den Naturschutzsachverständigen der 

Länder Niederösterreich und Burgenland abgestimmte Variante 2a wurde 

beim Landeshauptmann von Niederösterreich als zuständige Wasser­

rechtsbehörde zur Bewilligung eingereicht. über Ersuchen des Öster­

reichischen Naturschutzbundes, Landesgruppe Niederösterreich, er­

folgte auch noch eine Beurteilung des Projektes durch die nieder­
österreichische Umweltanwaltsc~aft. Die Umweltanwaltschaft erhebt 
gegen das Projekt keine Einwendungen. 
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Es liegt nun am Landeshauptmann als zuständige Wasserrechtsbehörde, 
die einzelnen Einwände und Interessensgegensätze im Sinne einer 
zusammenfassenden Beurteilung des öffentlichen Interesses abzuwägen 

und eine entsprechende Entscheidung zu treffen. 

Zur Beantwortung Ihrer Anfragen im einzelnen: 

Zu Frage 1: 

Das generelle Hochwasserschutzprojekt für die Leitha wurde 1969 aus­

gearbeitet. 1985 wurde eine Variantenuntersuchung für den Hoch­

wasserschutz Bruck-Wilfleinsdorf durchgeführt, wobei die damals be­
reits bestehende Ansiedlung mitberücksichtigt worden ist. 

Zu den Fragen 2 und 3: 

Angelegenheiten der örtlichen Raumordnung fallen nicht in die Kom­

petenz des Bundes, sodaß auch eine Garantie für die Nichtverbauung 

bzw. Umwidmung hochwasserfreier Gebiete seitens des Bundes nicht ab­

gegeben werden kann. 

Für den Fall der wasserrechtlichen Genehmigung de~ eingereichten 

projektes ist jedoch beabsichtigt, auf privatrechtlicher (vertrag­

licher) Ebene Regelungen zu treffen, die die Renaturierung der alten 

Leitha (Leithawerkskanal) sicherstellen sollen. 

Zu Frage 4: 

Die von einer lokalen Naturschutzgruppe bevorzugte Dammvariante ist 

bei der 1985 erfolgten Variantenuntersuchung mituntersucht worden, 

doch konnte diese Variante mangels rechtlicher Durchführbarkeit 

nicht weiter verfolgt werden. Insbesondere wäre eine Schleifung des 

bestehenden Dammes und damit der Entfall des Hochwasserschutzes nur 
bei Einverständnis der Eigentümer der nun von Überflutung 

betroffenen Flächen möglich. Dieses Einverständnis liegt aber nicht 

vor. Weiters brächte diese Variante keine wesentlichen ökologischen 
Vorteile, wäre aber mit wesentlichen Mehrkosten (Bau- und Betrieb) 

sowie mit größeren Sicherheitsrisken (3 Betriebsbauwerke) belastet. 
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Zu den Fragen 5 und 6: 

Nach vorliegenden Sachverständigengutachten wäre eine Überflutung 
der Absetzbecken ohne Gefahr für die Gewässer erst nach Jahrzehnten 

und nicht schon in 5 Jahren möglich. Es ist nicht vertretbar, den 

Hochwasserschutz für die Bevölkerung so lange aufzuschieben. 

Zu Frage 7: 

Projektsziel ist der Schutz von bestehenden Siedlungsgebieten. 

Zu Frage 8: 

Oie Kosten der eingereichten Variante 2a sind auf Grund des oetail­

projektes mit 44 Mio S veranschlagt. Die andere Variante wird mit 
58 Mio Seingeschätzt. 

Zu den Fragen 9 und 10: 

Oie Bundeswasserbauverwaltung ist seit Jahren bemüht, ausgebaute Ge­

wässer, die den heutigen Erkenntnissen des natur- und landschaftsbe­

zogenen Schutzwasserbaues nicht mehr entsprechen, schrittweise öko­

logisch zu ertüchtigen. 

Moderne Schutzwasserbauprojekte berücksichtigen bereits die Anfor­

derung eines ökologisch verträglichen Wasserbaues. 

Die Bundeswasserbauverwaltung beabsichtigt daher nicht, solche unter 

Einsatz bedeutender öffentlicher Mittel geschaffene Hochwasser­

schutzanlagen zu schleifen. 

Oer Bundesminister: 
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